
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beleuchtender Bericht 
des Gemeinderates zur Gemeindeversammlung vom 
Mittwoch, 6. Dezember 2023, 20.00 Uhr, 
im Gemeindesaal Büel 
 
Nach der Gemeindeversammlung wird ein Apéro offeriert. 
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Rechtshinweise 
 

Akteneinsicht 
Die Anträge und Akten zu den Geschäften liegen in der Abteilung Kanzlei ab 

16. November 2023 zur Einsicht auf. Der beleuchtende Bericht über die an der Ver-

sammlung zu behandelnden Geschäfte kann auf der Website der Gemeinde unter 

www.unterengstringen.ch heruntergeladen werden. Ebenso besteht die Möglichkeit, 

den beleuchtenden Bericht bei Bedarf direkt im Gemeindehaus kostenlos zu bezie-

hen oder bei der Gemeindeverwaltung die kostenlose Einzel- oder Dauerzustellung 

zu verlangen. 

 

Stimmberechtigung 
An der Gemeindeversammlung sind alle in Unterengstringen wohnhaften Schweizer-

bürgerinnen und Schweizerbürger stimmberechtigt, welche das 18. Altersjahr zurück-

gelegt haben und nicht vom Stimmrecht ausgeschlossen sind. Die Wohnniederlas-

sung beginnt mit der Abgabe der Ausweisschriften. 

 

Anfragen 
Anfragen von allgemeinem Interesse sind im Sinne von § 17 Gemeindegesetz dem 

Gemeinderat spätestens zehn Arbeitstage vor der Gemeindeversammlung schriftlich 

und vom Fragesteller unterzeichnet einzureichen. 

 

Protokoll 
Der Schreiber des Gemeinderates trägt die Ergebnisse der Verhandlungen genau 

und vollständig in das Gemeindeversammlungsprotokoll ein. Der Präsident und die 

Stimmenzähler prüfen innert längstens sechs Tage nach Vorlage das Protokoll auf 

seine Richtigkeit. Anschliessend steht das Protokoll den Stimmberechtigten im Ge-

meindehaus zur Einsichtnahme offen. 

 

Rechtsmittel 
 

Stimmrechtsrekurs 
Wegen Verletzung von Vorschriften über politische Rechte und ihre Ausübung kann 

innert 5 Tagen, von der Veröffentlichung der Gemeindeversammlungsbeschlüsse an 

gerechnet, schriftlich beim Bezirksrat Dietikon, Bahnhofplatz 10, 8953 Dietikon, Re-

kurs erhoben werden. Eine Person, welche an der Gemeindeversammlung teilge-

nommen hat, kann nur dann Stimmrechtsrekurs erheben, wenn sie die Verletzung 

schon in der Versammlung gerügt hat. 

http://www.unterengstringen.ch/
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Antrag Nr. 1 
 
des Gemeinderates an die Gemeindeversammlung betreffend Budget 2024 und 
Festsetzung des Steuerfusses 2024 bei 82% (Vorjahr 82%) 
 

 
Referent: Yiea Wey Te, Finanz- und Liegenschaftenvorstand 
 
 
Bericht 

Das Budget 2024 der Politischen Gemeinde Unterengstringen präsentiert sich bei 
einem Aufwand von CHF 27'035'600 und einem Ertrag von CHF 13'731’000 zuzüg-
lich Anteil ordentliche Steuern von CHF 11'480'000 mit einem Aufwandüberschuss 
von CHF 1'824'600 (Vorjahr: Aufwandüberschuss von CHF 1'210'900). Der 100 % 
Steuerertrag wird mit CHF 14'000'000 (Vorjahr: CHF 14'000'000) budgetiert. 
 
Die Investitionsrechnung sieht im Verwaltungsvermögen bei Ausgaben von CHF 
4'569'000 und Einnahmen von CHF 475'000 Nettoinvestitionen von insgesamt CHF 
4'094'000 vor. Im Finanzvermögen sind keine Investitionen vorgesehen. Lediglich der 
Übertrag des Grundstücks Grünauweg 1 vom Finanzvermögen ins Verwaltungsver-
mögen von CHF 758'000 ist vorgesehen. 
 
Wir verweisen gerne auf den vollständigen Formularsatz, welcher in der Abteilung 
Kanzlei aufliegt. Alle Unterlagen können auf der Gemeindehomepage unter 
www.unterengstringen.ch heruntergeladen werden. 
 
 
Anträge 
 
Der Gemeinderat stellt der Gemeindeversammlung die Anträge: 
 
1. Das Budget 2024 der Politischen Gemeinde Unterengstringen wird genehmigt. 

 
2. Der Steuerfuss wird bei 82% (Vorjahr 82%) festgesetzt. 
 
 
Unterengstringen, 26. September 2023 
 
 
GEMEINDERAT UNTERENGSTRINGEN 

Gemeindepräsident: Marcel Balmer 

Gemeindeschreiber: Pascal Brun 
 
 
 
 
 
 

http://www.unterengstringen.ch/
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Budget 2024 - Erläuterungen 
 
Kurzinformationen zum Traktandum 
 

 
1 ERFOLGSRECHNUNG 
 
  BUDGET 2024  BUDGET 2023 
 
 Gesamtaufwand CHF 27'035'600  CHF 25'976'600 
 Ertrag ohne Steuern Rechnungsjahr CHF 13'731’000 CHF 13'285’700 
 Aufwandüberschuss  CHF 13'304’600 CHF  12'690’900 
 
 

2 INVESTITIONSRECHNUNG VERWALTUNGSVERMÖGEN 
 
   BUDGET 2024 BUDGET 2023 
 
 Ausgaben CHF  4'569'000  CHF 4'568'000 
 Einnahmen CHF  475'000  CHF 475'000 
 Nettoinvestitionen CHF  4'094’000 CHF 4'093’000 
 
 

3 INVESTITIONSRECHNUNG FINANZVERMÖGEN 
 
   BUDGET 2024 BUDGET 2023 
 
 Ausgaben CHF  -  CHF 55'000 
 Einnahmen CHF  758'000  CHF - 
 Nettoinvestitionen CHF  - 758'000 CHF 55’000 
 
 

4 ANTRAG ZUM STEUERFUSS 
 
   BUDGET 2024 BUDGET 2023 
 
 Einfacher Gemeindesteuerertrag 100% CHF 14'000'000  CHF  14'000'000 
 Steuerfuss  82%  82% 
 
 Zu deckender Aufwandüberschuss CHF - 13'304'600 CHF  - 12'690'900 
 Steuerertrag bei 82% CHF 11'480'000 CHF 11'480'000 
 Aufwandüberschuss CHF  - 1'824'600 CHF - 1'210'900 
 
 

5 ENTWICKLUNG KUMULIERTE ERGEBNISSE VORJAHRE 
 (EIGENKAPITAL) 
  
 Stand 01.01.2023 CHF  22'617'044 
 Ergebnis Rechnung 2023 CHF      - 1'000'000 (gemäss Hochrechnung)  
 Stand 01.01.2024 CHF  21'617’044 
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6 ANTRÄGE 
 

 Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung das Budget 2024 

zu genehmigen. Das Budget 2024 der Politischen Gemeinde Unterengst-

ringen wird mit einem Aufwandüberschuss von CHF 1'824'600 genehmigt. 

 

 Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung den Steuerfuss 

für das Jahr 2024 auf 82% (Vorjahr 82%) des einfachen Gemeindesteu-

erertrages festzusetzen. 

 
7 BERICHT DES GEMEINDERATES 
 
7.1 Rückblick (2018 – 2022) 
 

Nachdem die Aufwendungen bis 2020 nahezu stabil blieben, fand in den letz-
ten beiden Jahren eine deutliche Zunahme statt. Die wesentlichsten Aufwand-
steigerungen sind in den Bereichen Bildung, Verkehr und Kultur zu finden. Die 
Zunahme im Bereich Bildung ist teilweise mit höheren Schülerzahlen zu erklä-
ren, jedoch haben auch die Kosten pro Schüler deutlich zugenommen. Er-
tragsseitig konnten in den letzten Jahren hohe Grundstückgewinnsteuern er-
zielt werden. Für die vergangenen fünf Jahre steht den durchschnittlich hohen 
Nettoinvestitionen im Steuerhaushalt von 7,8 Mio. Franken eine Selbstfinan-
zierung von 17,0 Mio. Franken gegenüber, was einem Selbstfinanzierungs-
grad von 218 % entspricht. Unter Berücksichtigung der Nettoinvestitionen im 
Finanzvermögen (0,1 Mio.) resultierte ein Haushaltüberschuss von 9,1 Mio. 
Franken. Die Nettoschuld wandelte sich 2021 in ein Nettovermögen, welches 
Ende 2022 bei rund 4,5 Mio. Franken lag. Das ist im Vergleich mit den Zürcher 
Gemeinden ein durchschnittlicher Wert. Der Gesamtsteuerfuss ist im 2020 um 
zwei Prozentpunkte auf 100 % gesunken, nachdem dieser 2019 vorüberge-
hend bei 102 % lag. Verglichen mit anderen Gemeinden wird für das Refe-
renzjahr 2021 ein überdurchschnittlich hoher Aufwand für planmässige Ab-
schreibungen Verwaltungsvermögen, gesetzliche wirtschaftliche Hilfe, allge-
meine Dienste und Ergänzungsleistungen IV und AHV ausgewiesen. Mit 1,6 
Mio. Franken liegt die Selbstfinanzierung im 2022 rund 3,2 Mio. Franken tiefer 
als im Vorjahr. Insbesondere tiefere Grundstückgewinnsteuern sowie höhere 
Aufwendungen vor allem in den Bereichen Bildung, Kultur sowie Familie und 
Jugend (solidarische Finanzierung Kinder‐ und Jugendheime) sind für die Ver-
schlechterung verantwortlich. Demgegenüber stehen der höhere Staatsbeitrag 
an die Zusatzleistungen sowie leicht höhere Erträge aus ordentlichen Steuern. 
Der so erzielte Selbstfinanzierungsanteil (7,2 %) liegt auf einem eher unter-
durchschnittlichen Niveau. Mit dem Abschluss 2022 liegt die Steuerkraft mit 96 
% knapp über dem Grenzwert von 95 % des kantonalen Mittelwerts. Es be-
steht kein Anspruch auf Ressourcenausgleich. Bei den Gebührenhaushalten 
konnte im Abwasserhaushalt der Bilanzfehlbetrag weiter reduziert werden, die 
Spezialfinanzierung liegt jedoch immer noch im negativen Bereich. Das Was-
serwerk weist eine vergleichsweise überdurchschnittliche Verschuldung aus. 
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7.2 Aussichten Gemeindehaushalt 2023 - 2027 

 
Die nach wie vor intakte Konjunkturentwicklung führt zusammen mit der stei-
genden Bevölkerungszahl zu einer Zunahme der Erträge (Steuern und Res-
sourcenausgleich). Die Grundstückgewinnsteuern leisten auch in der Planpe-
riode einen wichtigen Beitrag an den Haushalt. Belastend wirken die vorüber-
gehend höhere Teuerung, das gestiegene Zinsniveau sowie die Kapitalfolge-
kosten der geplanten Investitionen. Anpassungen der Steuergesetzgebung 
führen insgesamt zu moderaten Veränderungen im Steuerertrag (zweite Pha-
se Unternehmenssteuerreform, Ausgleich kalte Progression, Neubewertung 
Liegenschaftensteuerwerte). Überproportional steigende Kosten insbesondere 
für Bildung und Soziales wirken sich ungünstig auf den Haushalt aus. Am En-
de der Planung zeigt sich mit stabilem Steuerfuss ein jährlicher Aufwandüber-
schuss von 0,8 Mio. Franken und das Eigenkapital reduziert sich auf 18,4 Mio. 
Franken. Über die ganze Fünfjahresperiode liegt die Selbstfinanzierung bei 
4.9 Mio. Franken, womit die durchschnittlich hohen Investitionen im Verwal-
tungsvermögen von 11,7 Mio. Franken zu 42 % selber finanziert werden kön-
nen. So wird das Nettovermögen vollständig abgebaut. Es weicht bis zum En-
de der Planperiode einer Nettoschuld von 2,3 Mio. Franken, was einer durch-
schnittlich hohen Verschuldung entspricht. 
 

 
7.3 Begründung erheblicher Abweichungen gegenüber dem Budget 2023 

 
Das Jahresergebnis 2024 wird mit einem Aufwandüberschuss von CHF 
1'824'600 veranschlagt. Der prognostizierte Verlust liegt gegenüber 2023 so-
mit um CHF 613'700 höher. Die grössten Abweichungen sind auf die Haupt-
aufgabenbereiche Bildung und Soziale Sicherheit zurückzuführen. Aufgrund 
steigender Schülerzahlen in der Primarstufe sowie der Sonderschulung, der 
Qualitätsanpassung im Bereich Tagesbetreuung erhöht sich das Nettoergeb-
nis um CHF 446'500. Trotz der steigenden Einwohnerzahl konnte eine Kinder-
gartenklasse geschlossen werden. Erfreulicherweise zeigt die gesetzliche 
wirtschaftliche Hilfe rückläufige Aufwendungen. Jedoch werden im Asylwesen 
aufgrund neusten Erkenntnisse mehr Kosten anfallen. Der Gemeindesteuerer-
trag wurde im 2023 optimistisch berechnet. Das prognostizierte Ergebnis im 
Jahr 2023 soll nun ein Jahr später erreicht werden. Aufgrund der wirtschaftli-
chen Situation (Referenzzinssatz) und der Planungszone im 2024 sind weni-
ger Grundstückgewinnsteuern zu erwarten. 
 

7.4 Begründung des Antrags zum Steuerfuss 
 
Der Steuerfuss wurde letztmals 2020 um 2% auf 82% (ohne Oberstufe) ge-
senkt. Gemäss mehrjähriger Finanzplanung sollte dieser attraktive Steuerfuss 
noch Bestand haben. Die vorgesehenen Aufwandüberschüsse können durch 
das vorhandene, hohe Eigenkapital gedeckt werden. Der einfache Gemeinde-
steuerertrag zu 100 % wird konjunkturbedingt gegenüber dem Budget 2023 
nach unserer Einschätzung in etwa stabil bleiben. 
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Antrag Nr. 2 
 
des Gemeinderates an die Gemeindeversammlung betreffend Teilrevision der Bau- 
und Zonenordnung Mehrwertausgleich und Reglement zum kommunalen Mehrwert-
ausgleichsfonds datiert vom 30. August 2023 
 

 
Referent: Marco Rossi, Hochbauvorstand 
 
 
Das Wichtigste in Kürze  

Im Januar 2021 sind das Gesetz und die Verordnung zum Mehrwertausgleich im 
Kanton Zürich in Kraft getreten. Damit setzte der Kanton Zürich die bundesrechtliche 
Vorgabe aus dem Raumplanungsgesetz (RPG) um. Nun haben die Zürcher Gemein-
den bis zum 1. März 2025 Zeit, in ihren Bau- und Zonenordnungen die Mehrwertab-
gabe zu regeln. Ein Verzicht auf einen Mehrwertausgleich für Auf- und Umzonungen 
widerspricht nach Bundesgericht (Fall Meikirch) dem RPG. Den Gemeinden wird 
deshalb empfohlen, derzeit keine Vorlagen mit einem Verzicht auf den kommunalen 
Mehrwertausgleich festzusetzen und zur Genehmigung einzureichen. Dies wird im 
Kreisschreiben der kantonalen Baudirektion vom 23. Juni 2022 beschrieben.  
 
Die Gemeinden legen in ihrer Bau- und Zonenordnung den Abgabesatz und die Frei-
fläche fest, welche einheitlich für das gesamte Gemeindegebiet gelten. Wird ein 
kommunaler Mehrwertausgleich eingeführt, muss zudem ein angemessener Abga-
besatz gewählt werden (Art. 5 RPG). Ein Abgabesatz von wenigen Prozenten ist auf-
grund der bundesrechtlichen Vorgaben und Rechtsprechung daher voraussichtlich 
nicht bundesrechtskonform. Bislang hat keine Gemeinde einen Abgabesatz unter 
20% eingeführt. Der Maximalsatz ist bei 40% definiert. Die Grösse der Freifläche 
kann zwischen 1'200 und 2'000 m2 betragen. Grundstücke, deren Fläche kleiner als 
der gewählte Wert ist, sind von der kommunalen Mehrwertabgabe befreit, sofern der 
durch eine Planungsmassnahme generierte Mehrwert den Betrag von CHF  250'000 
nicht übersteigt.  
 
Bei der kommunalen Abgabe wird der Abgabesatz auf den um CHF 100'000 gekürz-
ten Mehrwert angewendet. Im Sinne der Gleichbehandlung aller Grundstücksbesitze-
rinnen und -besitzer soll die kleinstmögliche Freifläche von 1'200 m2 festgelegt wer-
den. 
  
Um die Aufwendungen der Gemeinde zu decken, aber trotzdem keine übermässige 
Abschöpfung zu tätigen, soll der Abgabesatz auf 25 % festgelegt werden. 
 
 
Ausgangslage  

Mit der letzten Revision des eidgenössischen Raumplanungsgesetzes (RPG; in 
Kraftsetzung per 1. Mai 2014) werden die Kantone verpflichtet, einen Ausgleich der 
planungsbedingten Mehrwerte von mindestens 20 % zu regeln (Art. 5 Abs. Ibis 
RPG). Dadurch soll ein angemessener Ausgleich für erhebliche Vor- und Nachteile, 
die durch Planungen entstehen, gewährleistet werden. 
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Der Kantonsrat ist dieser Aufforderung mit dem Mehrwertausgleichgesetz (MAG) 
nachgekommen, welches am 28. Oktober 2019 erlassen wurde. Um das Gesetz 
durch den Regierungsrat in Kraft setzen zu können, wurde die zugehörige Verord-
nung (MAV) erarbeitet. Diese wurde vom Regierungsrat mit Beschluss vom 30. Sep-
tember 2020 erlassen. Gesetz und Verordnung traten auf den 1. Januar 2021 in 
Kraft. MAG und MAV nehmen Bezug auf den Planungsmehrwert, der im Rahmen 
von Planungsmassnahmen entsteht. Gemeint sind Planungen im Sinne des RPG, 
und zwar solche, welche auf Stufe der Nutzungsplanung (Bau- und Zonenordnung) 
und somit grundeigentümerverbindlich die Nutzungsmöglichkeiten eines Grundstücks 
("Ausübung der zulässigen Bodennutzung" im Sinne von Art. 14 Abs. 1 RPG und § 1 
PBG) festlegen. 
 
Auswirkungen auf kommunaler Ebene  

Gemäss MAG sind die Zürcher Gemeinden verpflichtet, bis spätestens 1. März 2025 
auf kommunaler Ebene eine entsprechende Regelung in ihren Bau- und Zonenord-
nungen (BZO) aufzunehmen. Allerdings bedeutet dies, dass jene Gemeinden, die 
per 1. Januar 2021 noch keine kommunale Regelung in ihrer BZO festgesetzt haben, 
keine Mehrwertabgabe erheben dürfen, bis sie ihre eigene BZO revidiert haben. Dies 
gilt auch für eine Mehrwertabgabe im Rahmen von städtebaulichen Verträgen, da 
auch diese mit Inkrafttreten des MAG eine Festlegung in der BZO erfordern. Auf-
grund dieser neuen gesetzlichen Vorgabe gilt es, die BZO zu ergänzen.  
 
Vorlagerung MAG 

Die Gemeinde Unterengstringen wird die Nutzungsplanung gesamthaft revidieren. 
Dafür wurde mit dem Räumlichen Entwicklungskonzept (REK) die Grundlage für die 
zukünftige Ortsplanung geschaffen. Die Gesamtrevision wird voraussichtlich im De-
zember 2024 zur Abstimmung an die Gemeindeversammlung gebracht. Aufgrund der 
Dringlichkeit der Regelungen zum Mehrwertausgleich wird die erforderliche Ände-
rung der BZO in einem eigenständigen Verfahren (Teilrevision) vorgezogen. Die vor-
liegende Teilrevision schafft lediglich die Grundlage für die Erhebung einer kommu-
nalen Mehrwertabgabe. Die effektiven Um- oder Aufzonungen, welche eine kommu-
nale Mehrwertabgabe zur Folge haben, werden erst mit der Gesamtrevision der BZO 
vorgenommen. 
 
Erwägungen  

Zweck der Mehrwertabgabe  
Auf der Basis der Mehrwertabgabe gilt es "die richtige Entwicklung am richtigen Ort" 
zu ermöglichen. Bei der Gesetzesvorlage des MAG geht es zusammenfassend da-
rum, dass Grundstücke bei Ein-, Auf- Oder Umzonungen eine Wertsteigerung erfah-
ren. Die so ausgelösten Mehrwerte entstehen einzig aufgrund von staatlichem Han-
deln. Gleichzeitig ziehen die Planungsmassnahmen in der Regel Kosten für Er-
schliessung und andere öffentliche Infrastrukturen nach sich, welche von der öffentli-
chen Hand finanziert werden. Mit der Mehrwertabgabe wird ein Teil des entstande-
nen Mehrwerts abgeschöpft, um die Kosten der öffentlichen Hand auszugleichen. Für 
die Verwendung der Erlöse aus der Mehrwertabgabe wird ein zweckgebundener 
Fonds eingerichtet. Für das MAG sind zwei Arten der Mehrwertabgabe vorgesehen; 
die kantonale und die kommunale Mehrwertabgabe. 
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Kantonale Mehrwertabgabe  

Bei der Einzonung von Nicht-Bauland (z.B. "Landwirtschaftsland") oder der Umzo-
nung einer Zone für öffentliche Bauten und Anlagen in eine Bauzone, wird durch den 
Kanton eine Mehrwertabgabe von 20 % des Mehrwerts erhoben. Diese kantonale 
Abgabe gilt unabhängig davon, ob die Gemeinde eine kommunale Abgabe einführt. 
Keine kantonalen Abgaben fallen bei Auf- oder anderen Umzonungen an. 
 
Kommunale Mehrwertabgabe  
Gemäss MAG regeln die Gemeinden den Ausgleich von erheblichen planungsrechtli-
chen Vor- und Nachteilen, die durch Auf- und Umzonungen entstehen, in ihrer BZO. 
Das MAG sieht folgende Eckpunkte vor: 
 
- Die Gemeinde legt eine Freiflache zwischen 1'200 m2 bis 2'000 m2 fest, die vom 

Mehrwertausgleich befreit ist. 
- Die Gemeinde kann die Erhebung der Abgabe von 20 % bis höchstens 40 % des 

um CHF 100'000 gekürzten Mehrwerts vorsehen. 
- Kosten im Zusammenhang mit Planungsverfahren, die massgeblich zur Verbes-

serung der Siedlungsqualität beitragen, werden vom ausgleichspflichtigen Mehr-
wert abgezogen. 

- Beträgt der mutmassliche Mehrwert von Grundstücken, die gemäss Art. 19 Abs. 
2 MAG (Freifläche) von der Mehrwertabgabe befreit waren mehr als CHF 
250'000, wird der Mehrwert trotzdem bemessen. 

- Der Ausgleich kann mittels städtebaulicher Verträge geregelt werden und dabei 
von der aufgrund des Mehrwerts geschuldeten Abgabe abweichen. 

 
Bemessung der Mehrwertabgabe 
Das kantonale Amt für Raumentwicklung (ARE) wird sowohl für die Bemessung des 
Mehrwertes als auch für die Berechnung der Abgabe ein Instrumentarium zur Verfü-
gung stellen, um einen einheitlichen Vollzug des Mehrwertausgleichs im Kanton und 
den Gemeinden zu fordern. Dennoch werden in Einzel- und Spezialfällen konventio-
nelle Schätzungen durchzuführen sein. Seit dem 1. März 2021 steht den Gemeinden 
mit der Online-Plattform elektronischer Mehrwertausgleich (eMWA) ein Instrumenta-
rium der Baudirektion zur Ermittlung von planungsbedingten Mehrwerten bei Ein-, 
Um- und Aufzonungen zur Verfügung. 
 
Fälligkeit 
Sofern ein Baugrundstück abgabepflichtig ist, wird die Mehrwertabgabe mit der Bauf-
reigabe oder der Rechtskraft einer nachträglichen Baubewilligung fällig. Geringfügige 
bauliche Massnahmen Iösen die Fälligkeit nicht aus. 
 
Ausgleichsfonds; Verwendung der kommunalen Mehrwertabgabe 
Die Erträge aus dem kommunalen Mehrwertausgleich fliessen in den kommunalen 
Mehrwertausgleichsfonds. Die Fondsmittel werden für kommunale Planungsmass-
nahmen gemäss Art. 3 Abs. 3 RPG verwendet. Demnach sind Siedlungen nach den 
Bedürfnissen der Bevölkerung zu gestalten und in ihrer Ausdehnung zu begrenzen. 
Insbesondere sollen: 
 
- Wohn- und Arbeitsgebiete einander zweckmässig zugeordnet sein und schwer-

gewichtig an Orten geplant werden, die auch mit dem öffentlichen Verkehr an-
gemessen erschlossen sind; 
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- Massnahmen getroffen werden zur besseren Nutzung der brachliegenden oder 
ungenügend genutzten Flächen in Bauzonen und der Möglichkeiten zur Verdich-
tung der Siedlungsfläche; 

- Wohngebiete vor schädlichen oder lästigen Einwirkungen wie Luftverschmut-
zung, Lärm und Erschütterungen möglichst verschont werden; 

- Rad- und Fusswege erhalten und geschaffen werden; 
- günstige Voraussetzungen für die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen 

sichergestellt sein; 
- Siedlungen viele Grünflächen und Bäume enthalten. 
 
Mehrwertabgabe aus Sicht der Grundstückgewinnsteuer  

Die politischen Gemeinden erheben im Kanton Zürich die Grundstücksgewinnsteuer. 
Der Steuertatbestand liegt in Handänderungen von Grundstücken oder Anteilen an 
Grundstücken. Die Grundstückgewinnsteuer fällt jedoch nur bei einem Verkauf an, 
während die Mehrwertabgabe zum Zeitpunkt der Um-, Auf- oder Neueinzonungen 
entsteht und bei einer späteren Veräusserung oder Überbauung des Grundstücks 
fällig wird. Der Grundstückgewinn ist die Differenz zwischen Erlös und Anlagekosten 
und nicht gleichbedeutend mit dem Mehrwert infolge einer Planungsmassnahme. 
 
Durch wertvermehrende und anrechenbare Aufwendungen in der massgebenden 
Besitzdauer reduziert sich der Grundstückgewinn. In der Regel sind bei Handände-
rungen von unbebautem Bauland nur geringe wertvermehrende oder anrechenbare 
Aufwendungen abzugsfähig, weshalb sich der Gewinn mehrheitlich aus der Differenz 
zwischen Erlös und Erwerbspreis ergibt. 
 
Der in Zukunft zu leistender Mehrwertausgleich kann bei der Bemessung allfälliger 
Grundstückgewinnsteuern als Teil der Aufwendungen vom Grundstückgewinn abge-
zogen werden (§ 28 lit. b Mehrwertausgleichsgesetz/ § 221 Abs. 1 lit. f StG ZH). Ers-
te Grobschätzungen des Steueramtes der Stadt Zürich resp. des Kantons Zürich be-
treffend diesen Ertragsausfall zeigen, dass sich die jährlichen Einnahmen der Ge-
meinden aus der Grundstückgewinnsteuer bei einem Mehrwertausgleich von zum 
Beispiel 20 % um durchschnittlich circa 2 % verringern. Der Ertrag aus Grundstück-
gewinnsteuern der politischen Gemeinde Unterengstringen lag in den vergangenen 5 
Jahren in der Regel zwischen CHF 2'923'747.60 und CHF 5'391'248.65. Der Ertrag-
sausfall betrüge somit zwischen CHF 58'474.95 und CHF 107'824.95 pro Jahr bei 
einem Abgabesatz von 20% bzw. zwischen CHF 116'949.90 und CHF 215'649.95 
pro Jahr bei einem Abgabesatz von 40%. Dieser vergleichsweise tiefe Wert liegt da-
rin begründet, dass die Abgabe aufgrund des Mehrwertausgleichs nicht direkt von 
der Grundstückgewinnsteuer abgezogen wird, sondern als abzugsfähige Aufwen-
dung bei einem Verkauf angerechnet werden kann. Weiter wird der ausgleichspflich-
tige Mehrwert nicht von der Grundstückgewinnsteuer ausgenommen, sondern nur die 
bezahlte Mehrwertabgabe. 
 
Fazit  

Der geleistete Mehrwertausgleich kann bei der Grundstücksgewinnsteuer als anre-
chenbare Aufwendung geltend gemacht werden. Dadurch wird der Ertrag aus der 
Grundstücksgewinnsteuer reduziert. Die steuerlichen Mindereinnahmen sind jedoch 
deutlich geringer als die Erträge aus der Mehrwertabgabe. 
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Umsetzung / Anpassungen in der Bau- und Zonenordnung  

Höhe der Freifläche  
Die zu definierende Freifläche für die Gemeinde liegt zwischen 1'200 m2 und 2'000 
m2. Im Sinne der Gleichbehandlung aller Grundstücksbesitzerinnen und -besitzer soll 
die kleinstmögliche Freifläche von 1'200 m2 festgelegt werden. Übersteigt zudem die 
Wertsteigerung eines Grundstücks mehr als CHF 250'000, wird der Mehrwert unbe-
achtet der Grösse der Freifläche trotzdem bemessen. 
 
Höhe des Mehrwertabgabesatzes  
Der Kanton erhebt eine Abgabe von 20 % auf den gesamten Mehrwert (nur bei Ein-
zonung von Nicht-Bauland oder Umzonung von Land in Zone für öffentliche Bauten), 
bei der kommunalen Abgabe wird der Abgabesatz auf den um CHF 100'000 gekürz-
ten Mehrwert angewendet. Um die Aufwendungen der Gemeinde zu decken, aber 
trotzdem keine übermässige Abschöpfung zu tätigen, soll der Abgabesatz auf 25 % 
festgelegt werden. 
 
Anpassung BZO  

1 Erlass 

neu Artikel 4a Mehrwertausgleich 

Auf Planungsvorteilen, die durch Auf- oder Umzonungen entstehen, wird eine Mehr-
wertabgabe im Sinne von § 19 des Mehrwertausgleichsgesetzes (MAG) erhoben. 

2 Die Freiflache gemäss § 19 Abs. 2 MAG beträgt 1'200 m2.* 

3 Die Mehrwertabgabe beträgt 25 % des um CHF 100'000 gekürzten Mehrwerts. 

Die Erträge aus den Mehrwertabgaben fliessen in den kommunalen Mehrwertaus-
gleichsfonds und werden nach Massgabe des Fondsreglements verwendet. 

*Hinweis: Beträgt der Mehrwert von Grundstücken, die gemäss Ziffer 1.5 Abs. 2 von 
der Abgabe befreit waren, mehr als CHF 250'000, wird gestützt auf § 19 Abs. 4 MAG 
eine Abgabe gemäss Ziffer 1.5 Abs. 3 erhoben. 
 
Öffentliche Auflage, Anhörung und Vorprüfung  

Der Gemeinderat hat mit Beschluss Nr. 192 vom 5. Juni 2023 die Teilrevision der 
Bau- und Zonenordnung zu Handen der öffentlichen Auflage und Anhörung verab-
schiedet. Die Teilrevisionsvorlage der Nutzungsplanung "Mehrwertausgleich" wurde 
gemäss § 7 PBG während 60 Tagen vom 8. Juni 2023 bis 7. August 2023 öffentlich 
aufgelegt.  
 
Während der Auflagefrist konnten sich alle zum Entwurf der Teilrevision äussern so-
wie schriftliche Einwendungen vorbringen. Insgesamt wurde während der öffentlichen 
Auflage ein Schreiben mit einem Antrag eingereicht. Die Einwendung betreffend Ver-
zicht auf die Festlegung eines Mehrwertausgleiches und der Erhöhung der Freifläche 
wird nicht berücksichtigt.  
 
Von den zur Anhörung eingeladenen Nachbargemeinden haben die Stadt Schlieren 
sowie die Gemeinden Weiningen und Regensdorf eine Rückmeldung gegeben. In 
ihren Schreiben haben sie sich positiv zur Revision geäussert und keine Einwendun-
gen eingereicht bzw. auf eine Stellungnahme verzichtet. Die Revision wurde zur 
Kenntnis genommen und es wurden keine Einwände vorgebracht. Die Zürcher Pla-
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nungsgruppe Limmattal (ZPL) hat mit Schreiben vom 20. Juni 2023 zur Revision 
Stellung genommen. Die ZPL hat sich positiv 
zur Revision geäussert und keine Einwendungen eingereicht. Seitens der ZPL wird 
auch die Absicht der Gemeinde Unterengstringen prioritär auf städtebauliche Verträ-
ge zu setzen, begrüsst. Seitens der ZPL wird in Anbetracht dieser Strategie die Fra-
ge aufgeworfen, ob zur Stärkung der Verhandlungsbasis nicht ein höherer Abgabe-
satz gewählt werden sollte. Diese Frage wird zur Kenntnis genommen. 
 
Parallel zur öffentlichen Auflage wurde der Entwurf der Teilrevision dem Kanton Zü-
rich zur Vorprüfung eingereicht. Die Vorlage wird als genehmigungsfähig beurteilt.  
 
Für die Teilrevision der Bau- und Zonenordnung ist gemäss Art. 13 Ziff. 2 der Ge-
meindeordnung die Gemeindeversammlung zuständig. 
 
Wir verweisen gerne auf die in diesem beleuchtenden Bericht ergänzenden Unterla-
gen, bestehend aus: 

- Änderung der Bau- und Zonenordnung 
- Erläuternder Bericht 
- Reglement zum kommunalen Mehrwertausgleichsfonds datiert vom 
 30. August 2023 

Alle Unterlagen können auf der Gemeindehomepage unter www.unterengstringen.ch 
heruntergeladen oder bei der Abteilung Kanzlei verlangt werden. 
 
 
Anträge 
 
Der Gemeinderat stellt der Gemeindeversammlung die Anträge: 
 
1. Der Teilrevision der Bau- und Zonenordnung Mehrwertausgleich, bestehend 

aus den Änderungen Bau- und Zonenordnung Teilrevision "Mehrwertausgleich", 
wird zugestimmt und die Revisionsunterlagen werden festgesetzt.  

 
2. Der erläuternde Bericht, datiert vom 30. August 2023 gemäss Art. 47 Raumpla-

nungsverordnung (RPV) mit den integrierten Kapiteln zum Ergebnis der Mitwir-
kung, Anhörung und zur kantonalen Vorprüfung wird zur Kenntnis genommen.  

 

3. Der Baudirektion des Kantons Zürich wird beantragt, die Teilrevision der kom-
munalen Nutzungsplanung zu genehmigen.  
 

 

4. Der Gemeinderat wird ermächtigt, Änderungen an dieser Vorlage in eigener 
Kompetenz vorzunehmen, sofern sie sich als Folge von Auflagen im Genehmi-
gungs- oder eines allfälligen Rechtsmittelverfahrens als notwendig erweisen. 
Solche Beschlüsse sind öffentlich bekannt zu machen. 

http://www.unterengstringen.ch/
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5. Das Reglement zum kommunalen Mehrwertausgleichsfonds datiert vom 
 30. August 2023 wird genehmigt und festgesetzt. 
 
 
Unterengstringen, 18. September 2023 
 
GEMEINDERAT UNTERENGSTRINGEN 
Gemeindepräsident: Marcel Balmer 

Gemeindeschreiber: Pascal Brun 
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Anhang 1: Änderung der Bau- und Zonenordnung 
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Anhang 2: Erläuternder Bericht 
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Anhang 3: Reglement zum kommunalen Mehrwertausgleichsfonds datiert vom 
 30. August 2023 
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